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Aufgrund der positiven Effekte für die globale Wirt-
schaftsentwicklung kann die Mobilität von Men-
schen als einer der Grundpfeiler der Globalisierung 
betrachtet werden. Die Regulierung von Migration 
unterscheidet sich jedoch von anderen Dimensionen 
der Globalisierung. Die Liberalisierung des interna-
tionalen Handels, des Geldes und der Finanzmärkte 
wird durch eine international anerkannte Governan-
ce-Architektur gestützt. Eine vergleichbare Architek-
tur zur Regulierung der Migration gibt es nicht. Das 
zunehmende Migrations- und Flüchtlingsaufkommen 
hat diese Lücke offenbart. Es entstand das, was wir 
als „Versicherheitlichungs-Liberalisierungs-Parado-
xon“ bezeichnen: die Herausforderung, das Entwick-
lungspotenzial internationaler Migration zu fördern 
und mit der Wahrung der Integrität der nationalen 
Souveränität in Einklang zu bringen, ohne die Men-
schen- und Arbeitsrechte zu verletzen. Die Flücht-
lings- und Migrationspakte der Vereinten Nationen 
(UN) benennen eine Reihe von Regulierungs-Grund-
sätzen und -Instrumenten zur Förderung der inter-
nationalen Zusammenarbeit. Die Sorge um die 
Wahrung der nationalen Souveränität hat sich jedoch 
nachteilig auf die Weiterentwicklung eines Post-Mi-
grationsparadigmas im Hinblick auf Menschen- und 
Arbeitsrechte ausgewirkt. Ein erweiterter Blick auf 
Migration, ein besseres Verständnis ihrer unter-
schiedlichen Formen und ein rechtebasierter Ansatz 
in der Migrationspolitik sind notwendig.



DIE ANSÄTZE FÜR EINE GLOBALE MIGRATIONS- 
ORDNUNG UNTERSCHEIDEN SICH DEUTLICH

ABBILDUNG 1

WIRTSCHAFTLICHER 
ANSATZ

basierend auf  
der Erleichterung  
von Mobilität

Liberalisierung  
des globalen  
Arbeitsmarkts

Nationale Souveränität 
zur Einschränkung der 
Arbeitskräftemobilität

„  Migration trägt, insbesondere wenn 
sie gut gesteuert wird, zu positiven 
Entwicklungsergebnissen und zur Ver-
wirklichung der Ziele der Agenda 2030 
für nachhaltige Entwicklung bei. Ziel des 
Globalen Paktes ist es, das Potenzial der 
Migration für die Erreichung aller Ziele 
für nachhaltige Entwicklung zu nutzen 
(…).“ 
 
Globaler Pakt für eine sichere,  
geordnete und reguläre Migration 
(UNGA 2019)

VERSICHERHEIT- 
LICHUNGSANSATZ 

fokussiert auf  
die Kontrolle der  
Grenzen und der  

Bevölkerungsströme 

RECHTEBASIERTER  
ANSATZ

abgeleitet aus  
internationalen  
Arbeitsnormen 

„  Durch die Umsetzung des Globalen 
Paktes sorgen wir dafür, dass die Men-
schenrechte aller Migranten, ungeachtet 
ihres Migrationsstatus, während des 
gesamten Migrationszyklus wirksam 
geachtet, geschätzt und gewährleistet 
werden.“ 
 
Globaler Pakt für eine sichere,  
geordnete und reguläre Migration 
(UNGA 2019)

TRIEBKRÄFTE
Organisationen der Zivilgesellschaft  
und Gewerkschaften

Quelle: Autoren

TRIEBKRÄFTE
Regierungen und  
Arbeitgeberorganisationen

„  Der Globale Pakt bekräftigt das souve-
räne Recht der Staaten, ihre nationale 
Migrationspolitik selbst zu bestim-
men, sowie ihr Vorrecht, die Migration 
innerhalb ihres Hoheitsbereichs in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht 
selbst zu regeln.“ 
 
Globaler Pakt für eine sichere,  
geordnete und reguläre Migration 
(UNGA 2019)
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1.  ARBEITSMOBILITÄT IN ZEITEN DER 
GLOBALISIERUNG

Die kontinuierliche Zunahme der internationalen Arbeitsmobilität ist eine 
grundlegende Säule der Globalisierung. Nach den ursprünglich vorsichtigen 
Spekulationen der Weltbank im Weltentwicklungsbericht 1995 „Arbeitnehmer 
im weltweiten Integrationsprozess“, wonach die Liberalisierung der globalen 
Arbeitsmärkte das Tempo der wirtschaftlichen Entwicklung beschleunigen 
würde (Weltbank 1995), betont die Weltbank heute entschiedener denn je die 
Bedeutung der internationalen Arbeitsmigration.

In den zehn Jahren nach der globalen Finanzkrise hat die internationale Mi-
gration deutlich und stetig zugenommen [Abb. 2]. Ein erheblicher Teil dieser 
Zunahme wird auf Arbeitsmigrantinnen und -migranten zurückgeführt. Im 
Jahr 2017 schätzte die Internationale Arbeitsorganisation (International La-
bour Organization, ILO) den Anteil der Arbeitsmigrantinnen und -migranten 
an der internationalen Migration auf fast zwei Drittel [Abb. 3, S. 7]. Ihre Zahl 
stieg gegenüber der Schätzung von 2013 um 9% (ILO 2018, S. ix).

Die überwiegende Mehrheit der internationalen Migrantinnen und -migran-
ten stammt aus dem Globalen Süden. Ihre Hauptziele liegen im Globalen 
Norden, aber auch die Golfstaaten sind eine wichtige Zielregion [Abb. 4, S. 
8/9]. Dies spiegelt sich in der regionalen Konzentration der Arbeitsmig-
rantinnen und -migranten wider, obwohl die Süd-Süd-Migration zunehmend 
an Bedeutung gewonnen hat [Abb. 5, S. 10].

Die Rekrutierung von Arbeitsmigrantinnen und -migranten kann dazu bei-
tragen, Arbeitskräftemangel zu überwinden, insbesondere wenn der Bedarf 
an Fachkräften nicht ohne Weiteres im Inland gedeckt werden kann. In vielen 
Herkunftsländern dient der „Export von Arbeitskräften“ als sozialpolitisches 
Ventil, um den Druck im Hinblick auf das notorische Problem der Arbeits-
losigkeit und Unterbeschäftigung vor Ort zu verringern. Transnationale 
Migration eröffnet zudem Chancen, die Aneignung, den Austausch und die 
Verbreitung neuer Fachkompetenzen zu fördern, was zur Produktivitäts-
steigerung und einer effizienteren und effektiveren Nutzung des weltweiten 
Arbeitskräftepotenzials beiträgt. Ein häufig betonter Aspekt der katalytischen 
Kraft internationaler Arbeitsmigration ist die Perspektive, dass Arbeitsmi-
grantinnen und -migranten aus dem Globalen Süden eine Erwerbstätigkeit 
ausüben und Einkommen erzielen. Dies versetzt sie in die Lage, Teile ihres 
Einkommens in ihre Heimatländer zu überweisen oder Geld zu sparen, das 
sie nach der Rückkehr nutzen können.

ABBILDUNG 2
Langsamer Anstieg des Anteils von Migrantinnen und Migranten  
an der Weltbevölkerung
Internationale Migrantinnen und Migranten in absoluten Zahlen  
und als Teil der Weltbevölkerung, 1990–2017

1990

153 161 173
191

220
248

Zahl der internationalen Migrantinnen und Migranten in Millionen

Anteil internationaler Migrantinnen und Migranten an der Weltbevölkerung

1995 2000 2005 20152010 2017

Quelle:  http://www.un.org/en/development/desa/population/migration/ 
data/estimates2/data/UN_MigrantStockTotal_2017.xlsx, Table 1/Table 3
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3,4 %3,3 %3,2 %
2,9 %2,9 % 2,8 %2,8 %

ABBILDUNG 3
70% der Migrantinnen/Migranten im erwerbsfähigen Alter  
sind Arbeitsmigranten  
Globale Schätzungen der Anzahl internationaler Migrantinnen/ 
Migranten und der Arbeitsmigranten, 2017 (in Mio.)
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258
Internationale  

Migrantinnen/Migranten

Migrantinnen/Migranten im 
Alter von 15 Jahren und älter

Arbeitsmigrantinnen/ 
-migranten

234

164

Quelle: ILO 2018, S. ix
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Größte migrantische Bevölkerungsgruppe eines Landes/einer Region, die in einem anderen 
Land/einer anderen Region lebt, 2017 (in Mio.)

DIE HÄLFTE ALLER INTERNATIONALEN MIGRANTINNEN/
MIGRANTEN LEBT IN NUR 10 LÄNDERN

ABBILDUNG 4

Mexiko USA

Indien VAE

Bangladesch Indien

Russische Föd. Ukraine

Kasachstan Russische Föd.

Ukraine Russische Föd.

China USA

Syrien Türkei

Kasachstan

China Hong Kong

Afghanistan Iran

Indien USA

Indien Saudi-Arabien

Philippinen USA

Palästina Jordanien

Quelle: UN DESA 2017, S. 14

Die 20 wichtigsten Herkunfts- und Zielländer internationaler  
Migrantinnen/Migranten, 2017 (in Mio.)

Quelle: UN DESA 2017, S. 6 / 13 
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Im Narrativ eines „Migrations-Entwicklungs-Nexus“, das von interna-
tionalen Institutionen propagiert wird, helfen die Überweisungen von 
Arbeitsmigrantinnen und -migranten, Deviseneinnahmen zu generieren. Sie 
tragen somit dazu bei, außenwirtschaftliche Ungleichgewichte abzubauen, 
unterstützen die Gesundheit und das Wohlergehen von Familien und stel-
len Mittel bereit, die in neue Geschäftsinitiativen investiert werden können, 
um Beschäftigungsmöglichkeiten auszubauen. Dies ist zumindest die Theorie 
hinter dem heutzutage feierlich gepriesenen Konzept des Migrations-Ent-
wicklungs-Nexus.

Rücküberweisungen aus dem Globalen Norden in den Globalen Süden spie-
len eine wichtigere Rolle als die Entwicklungshilfe und in vielen Fällen als 
ausländische Direktinvestitionen (World Bank 2017, S. 3). Bei aller Sympa-
thie für den Migrations-Entwicklungs-Nexus räumt die Weltbank jedoch ein, 
dass das Migrationsmanagement verbessert werden muss. Ausbeutung und 
Missbrauch, mit denen viele Arbeitsmigrantinnen und -migranten konfron-
tiert sind, müssen beseitigt und der Entwicklungsimpetus gestärkt werden 
[vgl. auch Abb. 6, S. 18/19].

Die Asymmetrie in den internationalen Migrationsmustern ist zu einem poli-
tisch brisanten Thema geworden. Die zunehmende transnationale Migration 
in mehrere Länder des Globalen Nordens hat zu lautstarken Anti-Immigra-

tions-Ressentiments geführt. Diese Ressentiments haben sich im Zuge der 
jüngsten Welle von in Europa und anderswo Asyl suchenden Flüchtlingen 
weiter zugespitzt und sind durch den Rückzug in den Wirtschaftsnationa-
lismus noch verstärkt worden. Die Weltbank hat diese Herausforderung 
anerkannt, als sie die wirtschaftlichen Vorteile der „Arbeitnehmer im welt-
weiten Integrationsprozess“ aufzeigte. Sie räumte ein, dass offene Grenzen 
zu Befürchtungen führen könnten, der Globale Norden werde mit gering 
qualifizierten Arbeitsmigrantinnen und -migranten „überschwemmt“. Daher 
sollte das Recht eines Staates, die transnationale Bewegung von Arbeitskräf-
ten einzuschränken, um die politische und territoriale Integrität der „Nation“ 
zu wahren, respektiert werden – eine Haltung, die die Weltbank wiederholt 
bekräftigt hat (World Bank 2002, 2017).

Historisch betrachtet wurde nationale Souveränität nicht per se als Gegensatz 
zu breit angelegter Migration angesehen. Es gibt sogar zahlreiche Fälle, in 
denen die Einwanderung integraler Bestandteil der Bildung eines National-
staats war. Die Einwanderung, insbesondere von Fachkräften, wird allgemein 
als positive Kraft für die nationale Wirtschaftsentwicklung angesehen. Dies 
ist nach wie vor der Fall. Im Gegensatz dazu ist bei der Zuwanderung von 
gering qualifizierten Arbeitskräften, insbesondere von Menschen anderer 
kultureller oder religiöser Herkunft, eher Widerstand zu erwarten. Dieser 
äußert sich häufig in Form von Befürchtungen vor einer Überflutung durch 
Zuwanderung. Gleichzeitig wird befürchtet, dass solche Arbeitnehmer/innen 
zu einer wirtschaftlichen Belastung für den Staat werden. Diese Ansichten 
haben die Rekrutierung von Migrantinnen und Migranten zur Befriedigung 
grundlegender Bedürfnisse des Arbeitsmarktes nicht verhindert. Eine der 
Möglichkeiten, die Bedenken auszuräumen, besteht darin, die Einreise nur 
temporär (oder zirkulär) zuzulassen.

Es findet eine Unterscheidung statt zwischen qualifizierten Fachkräften, 
denen eine oft mit dem Erhalt von Staatsbürgerschaftsrechten verbundene 
Neuansiedlung ermöglicht wird, und gering qualifizierten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern, denen nur ein begrenzter Aufenthalt gewährt wird. 
Dies führt nur allzu oft dazu, dass der Zugang von gering qualifizierten 
Arbeitskräften zu Bürgerrechten eingeschränkt wird. Migrantinnen und 
Migranten landen überproportional in Sektoren oder Tätigkeiten, die von 
Behörden – und mitunter sogar von Gewerkschaften – nicht ausreichend 
kontrolliert oder vernachlässigt werden (Berg 2017; Hennebry et al. 2016). 
Aus Sicht von migrantischen Basisorganisationen und von Anwälten der 

23,0 %

23,9 %

ABBILDUNG 5
Europa, Nordamerika and die arabischen Staaten als wichtigste Zielregionen
Verteilung der Arbeitsmigrantinnen/-migranten nach  
Hauptaufenthaltsregionen, 2017
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Quelle: ILO 2018, S. 15
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Rechte von Migrantinnen und Migranten wird der Einhaltung der Arbeits- 
und Menschenrechte von Arbeitsmigrantinnen und -migranten bisher zu 
wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Dies trifft insbesondere im Hinblick auf 
die Einstellungs- und Beschäftigungspraktiken gegenüber den zwei Dritteln 
aller Arbeitsmigrantinnen und -migranten zu, die in Arbeitsbereichen mit re-
lativ geringem Qualifikationsniveau beschäftigt sind (ILO 2017). 

Die Erkenntnis, dass internationale Migration nicht für alle Beteiligten 
von Vorteil ist, bekräftigt die Wahrnehmung, dass das globale Migrations-
management bislang wirtschaftlichen Zielen untergeordnet wird. Die an 
Migrationsprozessen Beteiligten – unter anderem Staaten, Unternehmen, Ar-
beitgeber, die Vielzahl von Arbeitsmarkt-Vermittlern, die die Arbeitsmobilität 
in Gang halten, und Bürokraten – haben sich zum Ziel gesetzt, die materiel-
len Vorteile der Arbeitsmigration zu nutzen und gleichzeitig die Kosten zu 
minimieren, die ihnen entstehen können. Dies ist häufig mit Bemühungen 
zur Externalisierung der Kosten verbunden, die im Zuge der Steuerung von 
Migration entstehen, z.B. indem den Transitländern die Verantwortung für 
die Einschränkung der Bewegungsfreiheit auferlegt wird.

Im Folgenden werden wir zunächst die Entwicklung der institutionellen und 
diskursiven Erscheinungsform(en) der globalen Migrationsordnung zusam-
menfassen. Darauf folgt ein Abschnitt, der kritische Einblicke in die Politik 
im Zusammenhang mit dem Migrations-Entwicklungs-Nexus bietet. Der 
letzte Abschnitt nimmt noch einmal Bezug auf das „Versicherheitlichungs-Li-
beralisierungs-Paradoxon“. Dabei werden wir die These von der verstärkten 
Beschäftigung der Staaten mit der nationalen Souveränität zum Nachteil der 
Förderung eines Post-Migrationsparadigmas im Bereich der Menschen- und 
Arbeitsrechte  untermauern.

2.  DIE ENTSTEHUNG GLOBALER 
MIGRATIONS-GOVERNANCE IN 
EINER ZEIT DES WIEDERERWACHTEN 
WIRTSCHAFTSNATIONALISMUS

Die Bestrebungen, die Regulierung grenzüberschreitender Mobilität auf 
die globale Ebene zu verlagern, wurden von zahlreichen internationalen 
Organisationen unterstützt oder aufgegriffen, die sich diesem Projekt aus ver-

schiedenen Perspektiven genähert haben. Grob zusammengefasst, sind diese 
Perspektiven: (1) der wirtschaftliche Ansatz, der auf der Erleichterung von 
Mobilität basiert, (2) der Versicherheitlichungsansatz, der auf die Kontrol-
le der Grenzen und der Bevölkerungsströme (Aus- und Einreise) fokussiert 
ist und (3) der rechtebasierte Ansatz, der sich aus den Übereinkommen der 
Vereinten Nationen und den internationalen Arbeitsstandards der ILO ablei-
tet [Abb. 1]. Die ersten beiden Ansätze sind die grundlegenden Bestandteile 
dessen, was als „Migrationsmanagement“ bezeichnet und von vielen Regie-
rungen und Arbeitgeberorganisationen propagiert wird. Der letztgenannte 
Ansatz wird hauptsächlich von zivilgesellschaftlichen Organisationen und 
Gewerkschaften vertreten.

Angesichts der unterschiedlichen Prioritäten und Interessen der vielen 
beteiligten Akteure ist der Versuch einer Einigung auf einen akzeptablen glo-
balen Rahmen zu einem heiklen Balanceakt geworden. Im Mittelpunkt dieses 
Balanceaktes steht das Spannungsverhältnis zwischen der globalen Arbeits-
marktliberalisierung und der Ausübung der nationalen Souveränität zur 
Einschränkung der Arbeitskräftemobilität, was eine grundlegende Anomalie 
im Globalisierungsprojekt offenbart. Die Welthandelsorganisation (WTO), 
der Internationale Währungsfonds (IWF) und die Weltbank sind befugt, 
die Einhaltung der liberalen Wirtschaftsordnung durch die Staaten durch-
zusetzen und den internationalen Handel sowie internationale Geld- und 
Kapitalflüsse zu liberalisieren. Es gibt jedoch kein internationales institutio-
nelles Pendant, das die Befugnis hat, von den Nationalstaaten zu verlangen, 
dass sich ihre Politik an international vereinbarten Standards oder Proto-
kollen zu transnationaler Migration und Beschäftigung orientiert. Einige 
gemeinschaftliche Anstrengungen, ein international anerkanntes Regelwerk 
zur Steuerung der internationalen Migration zu schaffen, wurden unternom-
men. Doch abgesehen von moralischem Druck haben sich die international 
verabschiedeten Konventionen und Protokolle, die von den Vereinten Natio-
nen und der ILO ausgearbeitet wurden und die einige Mindeststandards für 
Arbeitsmigrantinnen und -migranten festlegen, als ineffizient und unzurei-
chend erwiesen (z.B. die „Internationale Konvention der Vereinten Nationen 
zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienan-
gehörigen“ oder die ILO-Übereinkommen über Wanderarbeiter (C97) und 
zuletzt über menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte (C189)).

Die Übereinkommen werden nicht umfassend ratifiziert oder bei der Um-
setzung verwässert. Dies führt dazu, dass weiterhin in großem Umfang 
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Arbeitsverträge mit niedrigen Löhnen, geringer Qualifizierung und kurzen 
Laufzeiten abgeschlossen werden. Durch diese Verträge werden Migrantin-
nen und Migranten ausbeuterischen und missbräuchlichen Einstellungs- und 
Beschäftigungspraktiken ausgesetzt (siehe auch Human Rights Watch 
zu Arbeitsmigrantinnen und -migranten, z.B. https://www.hrw.org/
news/2018/04/06/lebanon-migrant-workers-abuse-account; Verité 2014). 
Im Bestreben, wirtschaftliche und rechtebasierte Ansätze zu Migration in Ein-
klang zu bringen, nutzen die UN spätestens seit der Jahrtausendwende den 
Entwicklungsansatz als zentralen Rahmen. So etablierten sie den „Migrati-
ons-Entwicklungs-Nexus“ in der multilateralen Diskussion (Piper 2017). Dies 
zeigte sich auch bei den jüngsten Verhandlungen über den „Globalen Pakt für 
eine sichere, geordnete und reguläre Migration“ (siehe die „Forum“-Beiträge 
in Global Social Policy 18/3, 2018). Der Pakt ist das Ergebnis zweijähriger 
Beratungen. Dabei wurden die in den UN- und ILO-Konventionen veranker-
ten Ziele zur Festlegung von Mindeststandards für Arbeitsmigrantinnen und 

-migranten mit denen der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung der UN 
verknüpft. Der Pakt enthält auf umfassende internationale Zusammenarbeit 
gestützte unverbindliche Grundsätze und freiwillige Leitlinien für den Um-
gang mit Migrantinnen und Migranten in prekären Situationen.

3.  MIGRATION UND ENTWICKLUNG: DIE ENTSTEHUNG 
EINER GLOBALEN AGENDA

In internen und externen Debatten versuchen die UN bereits seit geraumer 
Zeit, den Migrations-Entwicklungs-Nexus zu thematisieren. Es begann 2006 
mit dem High Level Dialogue on International Migration and Development, 
gefolgt von der Joint Migration and Development Initiative im Zeitraum 
2008–2012 und dem regelmäßig einberufenen Globalen Forum für Migra-
tion und Entwicklung (Global Forum on Migration and Development), an 
dem staatliche und nichtstaatliche Akteure beteiligt sind (die Initiative geht 
allerdings von staatlicher Seite aus). 

Bei all diesen Diskussionen – und bezeichnend für die oben skizzierten 
Spannungen – wird die Bedeutung der internationalen Arbeitsmigration 
als entscheidende Triebkraft der Globalisierung nicht in Frage gestellt. 
Das gilt auch für die These, dass Migration ein wichtiger Impulsgeber für 
Entwicklung ist.

In diese Debatten wurde viel Energie investiert, mit wenig konkreten Erfolgen. 
Für Arbeitskraft exportierende Länder stellt die Aushandlung von bilateralen 
Arbeitsmigrationsabkommen mit den Zielländern der Arbeitsmigrantinnen 
und -migranten seit langem eine mögliche Strategie dar, um die festgefahre-
ne Situation zu umgehen. Zwei der wichtigsten Herkunftsländer von gering 
qualifizierten Arbeitskräften, die Philippinen und Indonesien, haben bilate-
rale Abkommen mit Zielländern geschlossen, die Leitlinien für Einstellung, 
Beschäftigungsbedingungen und Mindestlohnsätze festlegen sowie den Ver-
weis auf einige Arbeitnehmerrechte enthalten. Nicht alle dieser Abkommen 
werden im Detail eingehalten. In einigen Fällen, vor allem bei asiatischen 
Arbeitskräfte exportierenden Staaten, haben die Abkommen die Form nicht 
bindender Absichtserklärungen (Memorandums of Understanding, MoUs). 
In diesen Fällen, in denen überwiegend ungelernte Arbeitnehmer/innen be-
troffen sind, bieten MoUs praktisch keine Grundlage für die Durchsetzung 
von Absprachen. Weitere Instrumente, über die derzeit verhandelt wird, sind 
die Partnerschaftsabkommen für wirtschaftliche Entwicklung oder Freihan-
delsabkommen, die Bestimmungen zur Arbeitsmobilität enthalten. Einige 
dieser Abkommen zielen insbesondere darauf ab, auf Grundlage des sehr 
begrenzten Modus 4 des „Allgemeinen Übereinkommens über den Handel 
mit Dienstleistungen“ (General Agreement on Trade in Services, GATS) Re-
krutierungsmöglichkeiten für bestimmte Kategorien von Servicekräften aus 
Übersee zu schaffen. Regierungen des Globalen Südens hatten sich für diesen 
Modus eingesetzt, um den Spielraum für Beschäftigung im Ausland zu ver-
größern.

Der vielleicht erste bemerkenswerte Wendepunkt hin zu einer nahezu einhel-
ligen Befürwortung der Verknüpfung von Arbeitsmigration mit Entwicklung 
und Arbeits- und Menschenrechten für Migrantinnen und Migranten war die 
Agenda 2030 (ILO o.J. (b)). Die Agenda 2030 baut auf der früheren UN-Agen-
da für nachhaltige Entwicklung auf, indem sie sich ausdrücklich auf die Ziele 
der ILO für menschenwürdige Arbeit und faire Migration stützt. Dies war am-
bitioniert und schuf die Grundlagen für den Globalen Migrationspakt. 

Die Kampagne für diesen Pakt im Jahr 2016 signalisierte zusammen mit dem 
Comprehensive Refugee Response Framework die Absicht, eine globale Regu-
lierungs- und Governance-Struktur zu schaffen. Diese sollte den Weg weisen, 
wie nationalstaatliche Souveränität mit der Liberalisierung der globalen Ar-
beitsmobilität in Einklang gebracht werden kann. Auch könnte sie, so die ILO, 
die institutionelle Architektur „zur Entwicklung von politischen Strategien 
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zur Maximierung des Nutzens der Arbeitsmigration für alle Beteiligten“ (ILO 
o.J. (a)) bereitstellen. Wie unter Punkt 8.8 der Ziele für Nachhaltige Entwick-
lung (Sustainable Development Goals, SDGs) festgehalten, ist die erfolgreiche 
Verbindung von Migration und (nachhaltiger) Entwicklung nach Ansicht der 
ILO davon abhängig, dass die Arbeitsrechte geschützt werden und „ein siche-
res, geschütztes Arbeitsumfeld für alle Arbeitnehmer/innen, einschließlich 
der Arbeitsmigranten und insbesondere der Arbeitsmigrantinnen“ geschaffen 
wird (SDG 8.8, zitiert ILO o.J. (b)).

4.  AUF DEM WEG ZU EINEM RECHTEBASIERTEN 
ANSATZ

So ermutigend diese Entwicklung auch sein mag, der Trend zeigt, dass 
der wirtschaftliche Ansatz zur Erleichterung der Mobilität gegenüber dem 
menschenrechtlichen Ansatz im Hinblick auf die internationale Migration 
deutlich im Vordergrund steht. Dies wiederum verdeutlicht die bekannte 
Schwierigkeit, einen rechtebasierten Ansatz sowohl für Migration als auch 
für Entwicklung voranzubringen und zu fördern. Positiv (und grundsätz-
lich) ist zu vermerken, dass nach jahrzehntelanger Trennung der Bereiche 

„Menschenrechte“ und „Entwicklung“ im Migrationsdiskurs endlich ein 
Umdenken in Bezug auf Menschenrechte als zentrales Element des Entwick-
lungsprozesses stattgefunden hat. Dieses Umdenken wurde in erster Linie 
durch die Überzeugung ausgelöst, dass staatlich gelenkte Entwicklungs-
ansätze bei der Gewährleistung von individuellem Wohlbefinden und der 
Befähigung zu eigenverantwortlichem Handeln versagt haben – und durch 
die daraus resultierende Erkenntnis, dass das Individuum in den Mittelpunkt 
des Entwicklungsprozesses gestellt werden muss (Sen 1999). Rechte wer-
den in diesem Zusammenhang als ein nützliches Instrument betrachtet. Die 
Rechte-Theorie dient dazu, individuelle Benachteiligungen zu definieren und 
Advocacy-Bemühungen zu legitimieren. Sie unterstützt dabei, die vielfältigen 
Formen der Ausgrenzung zu bekämpfen, mit denen die vielen Marginali-
sierten (Arme, Frauen, Kinder, Migrantinnen und Migranten) in Bezug auf 
bestimmte Themen oder Politikfelder (z.B. Nahrung, Wasser, Wohnen, So-
zialschutz und menschenwürdige Arbeit) konfrontiert sind.

Bereits in den 1960er und 1970er Jahren, als viele ehemalige Kolonien un-
abhängig wurden und den UN beitraten, war die engere Verknüpfung von 

‚Menschenrechten‘ und ‚Entwicklung‘ auf globaler Ebene zum Thema gewor-
den. Damit kam auch die Bewältigung globaler Ungleichheit aufs Tableau 

– damals noch ohne Fokus auf Migration. Die Hauptforderung der jungen 
Staaten war eine neue Weltwirtschaftsordnung, die die Auffassung von Hilfe 
als Almosen zu einer Frage der sozialen Gerechtigkeit, der Mitsprache und des 
Rechtsanspruchs machen würde. Ein Ergebnis war die „Erklärung über das 
Recht auf Entwicklung“ von 1986 (Marks 2004). Trotz ihres nicht-bindenden 
Charakters wird diese Erklärung als ein wichtiger Meilenstein angesehen, da 
sie „sich nicht auf ein herkömmliches Verständnis von Rechten als Beziehun-
gen zwischen Staat und Bürgern beschränkt, sondern die globale Dimension 
hervorhebt und auf Ungleichheiten zwischen Nord und Süd hinweist. Dabei 
betont sie die ‚kollektive Verantwortung aller Staaten‘“ (Nyamu-Musembi/
Cornwall 2004, S. 8).

Dies führte zwangsläufig zu einer erneuten Politisierung von Unterentwick-
lung und Armut als Folge globaler Ungleichheiten. Die Gegenreaktion folgte 
in den späten 1980er und 1990er Jahren, als manche Länder Rechte mit ent-
wicklungspolitischem Bezug in Frage stellten. Wenig überraschend, kam ein 
Großteil des Widerstands gegen wirtschaftliche und soziale Rechte aus dem 
Westen (insbesondere den USA), der drei Konsequenzen befürchtete: dass 
die Konzentration auf wirtschaftliche und soziale Rechte die Aufmerksamkeit 
von den „klassischen“ politischen Rechten und Freiheiten ablenken würde, 
dass dies den Westen im Kampf mit dem Realsozialismus ideologisch schwä-
chen würde und dass der Westen dann die Zeche für gerichtlich einklagbare 
wirtschaftliche und soziale Rechte würde zahlen müssen.

Das Ende des Kalten Krieges ermöglichte eine ganzheitlichere Sicht auf Rechte. 
So hat die Wiener Menschenrechtskonferenz 1993 den Grundsatz der Un-
teilbarkeit und der Universalität der Menschenrechte festgeschrieben. Eine 
zentrale Hürde für die Akzeptanz eines rechtebasierten Ansatzes in Bezug 
auf Migration ist heute die Frage der Freizügigkeit und die Vorstellung, dass 
Nichtbürger/Nichtstaatsangehörige Rechte haben, insbesondere wenn sie „un-
eingeladen“ oder auf irreguläre, nicht autorisierte („illegale“) Weise ankommen. 
Wie zahlreiche Studien gezeigt haben, werden Migrantinnen und Migranten 
ohne Papiere am stärksten ausgebeutet. Die öffentliche Unterstützung für ihre 
Rechte am Arbeitsplatz ist begrenzt, wenn es sie überhaupt gibt. Wie das Auto-
renteam bei den Verhandlungen über den Globalen Migrationspakt feststellte, 
gibt es beispielsweise großen Widerstand gegen die Beschränkung des Daten-
austausches zwischen Einwanderungs- und Arbeitsrechtsbehörden.
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Wenn auf globaler Ebene über Maßnahmen zur Verbesserung der prekären 
Lage derjenigen Arbeitsmigrantinnen und -migranten nachgedacht wird, 
die als schlecht bezahlte, gering qualifizierte Arbeitskräfte eingestellt wer-
den, dann geht es um die am meisten Verwundbaren. Prekarität wird in der 
Regel mit Opfern von Menschenhandel oder Zwangsarbeit in Verbindung 
gebracht und nicht als ein allgemeines Phänomen betrachtet, das sich über 
das gesamte Spektrum der Berufe und Arbeitsverhältnisse erstreckt. Doch 
wie Entwicklung mit Migration verbunden ist und was genau mit Entwick-
lung gemeint ist, ist noch immer ziemlich unklar. Mit dieser Feststellung soll 
keinesfalls die zentrale Bedeutung der Offenlegung und Bekämpfung ausbeu-
terischer und missbräuchlicher Bedingungen relativiert werden, mit denen 
Arbeitsmigrantinnen und -migranten konfrontiert sind. Vielmehr plädieren 
wir dafür, den Fokus auf Migrationsprozesse zu erweitern, um die vielfältigen 
Entwicklungsverläufe aufzuzeigen, die zur Globalisierung beitragen. Neben 
einer solchen Erweiterung muss auch eine Vertiefung stattfinden: Die Kate-
gorie der Arbeitsmigrantinnen und -migranten muss nach den zunehmend 
komplexen Migrationstypen unterteilt werden, um festzustellen, welche Rol-
le die verschiedenen Formen der Migration in diesen Verläufen spielen.

5.  DAS „VERSICHERHEITLICHUNGS-
LIBERALISIERUNGS-PARADOXON“

Es ist umso dringlicher, der Bedeutung von Migration für Entwicklung mehr 
Aufmerksamkeit zu schenken, als sich paradoxerweise die Prioritäten staatli-
cher Migrationspolitik geändert haben. Im Laufe des letzten Jahrzehnts, und 
insbesondere im Zuge der globalen Finanzkrise, wurde in den jährlichen Be-
richten International Migration Outlook der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (Organisation for Economic Co-operation 
and Development, OECD) ein Trend festgestellt, wonach die Mitgliedstaaten 
ihre humanitären Hilfsprogramme zur Migration einschränken und Maß-
nahmen ergreifen, die Familienzusammenführungen restriktiver zu gestalten. 
Gleichzeitig wurde mehr Wert darauf gelegt, die Aufnahme von Arbeitsmi-
grantinnen und -migranten auszuweiten und Arbeitsmigrationsprogramme 
einzuführen, die den besonderen Arbeitsmarkterfordernissen gerecht werden, 
sowie Aufenthalts- und Einbürgerungsmöglichkeiten zu schaffen, die eben-
falls den Bedürfnissen der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes angepasst sind. 
Im International Migration Outlook 2017 berichtete die OECD, dass viele 

Länder als Reaktion auf den Ansturm von Flüchtlingen ihre Neuansiedlungs-
programme ausgeweitet hätten, dass aber der Schutz außerhalb des Rahmens 
der UN-Flüchtlingskonvention von 1951 ungünstiger geworden sei. Viele 
Länder führten „strengere Grenzkontrollen und eine strengere Überprüfung 
von Einreisen und Aufenthalten“ durch und überprüften und verbesserten 
gleichzeitig ihre „Strategien zur Gewinnung hoch qualifizierter ausländischer 
Arbeitskräfte, Unternehmer und Investoren, um ihnen bessere Einreisemög-
lichkeiten und Aufenthaltsbedingungen zu bieten“ (OECD 2017, S. 9).

Auch die Einführung von Regelungen zur beschleunigten Einbürgerung ist 
für viele Länder ein Kennzeichen der Migrationspolitik geworden. Ziel ist es, 
auf diesem Weg Kapitalinvestitionen anzuziehen. In Europa gehören Bulgari-
en, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Lettland, Luxemburg, 
Malta, die Niederlande, Österreich, Portugal, Spanien und Zypern zu den 
Staaten, die die weiten Ermessensspielräume des Staates bei der Ausstellung 
von Reisepässen und bei der Einbürgerung genutzt haben, um Investorenvi-
saprogramme zu etablieren. Solche „Goldene-Visa“-Programme ermöglichen 
eine beschleunigte Bearbeitung von Visaanträgen zum Aufenthalt und zur 
Einbürgerung (Transparency International 2018). Australien, Kanada, Neu-
seeland und die USA haben ähnliche Regelungen eingeführt.

Die Migrationspolitik ist wirtschaftlich stärker instrumentalisiert worden, 
um Arbeitskräftemangel in bestimmten Branchen zu beheben. Die Einfüh-
rung von „Punktesystemen“, bei denen Visaanträge von Migrantinnen und 
Migranten mit beruflichen und fachlichen Qualifikationen vorrangig behan-
delt werden, setzt sich in mehreren OECD-Ländern immer stärker durch. 
Arbeitskräfte im Gesundheitswesen und IKT-Fachkräfte der Informations- 
und Kommunikationstechnik werden willkommen geheißen und erhalten 
relativ klar definierte Perspektiven von der Aufenthaltsgenehmigung zur Ein-
bürgerung. Im Gegensatz dazu wird zur Deckung des Arbeitskräftebedarfs 
in einer Reihe anderer Sektoren der Einsatz von Arbeitsmigrantinnen und 

-migranten auf befristete Arbeitsmigrationsprogramme beschränkt. Arbeits-
migrantinnen und -migranten, die für schlecht bezahlte häusliche und/oder 
Pflegetätigkeiten, Saisonarbeit in der Landwirtschaft, in der Gastronomie und 
im Baugewerbe eingestellt werden, werden im Rahmen von Working-Holi-
day-Maker-Programmen, Saisonarbeitsprogrammen oder von internationalen 
Studienprogrammen beschäftigt. Solche Programme bieten nur beschränk-
te Arbeitsmöglichkeiten oder gewähren es Teilnehmern lediglich, für eine 
bestimmte Anzahl von Stunden eine bezahlte Arbeit zu übernehmen. Die 
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Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis ist explizit begrenzt, Familienzusammen-
führung ist untersagt, und es wird kaum eine Perspektive für einen ständigen 
Aufenthalt geboten. Diese Gruppe ist in der Regel mit missbräuchlichen und 
ausbeuterischen Beschäftigungsverhältnissen konfrontiert. Die Hindernisse, 
die das Einlegen von Rechtsmitteln scheitern lassen, verdeutlichen zusätzlich 
die Trennung zwischen Migrationspolitik und Arbeitsrecht.

Da die Liberalisierung der Migrationspolitik die relative Bedeutung der 
Arbeitsmigration gegenüber der humanitären Migration und Familienzusam-
menführung gestärkt hat, hat es auch bei der Migrations-Governance eine 
deutliche Neuausrichtung gegeben. Regierungen lagern eine zunehmende 
Anzahl von Schritten des Einstellungs-, Überprüfungs- und Vermittlungsver-
fahrens an private Dienstleister aus. Internationale Fluggesellschaften und 
Reedereien sind nun dafür verantwortlich, dass Reisende beim Grenzübertritt 
über die entsprechenden Visa verfügen. Transnationale Personaldienstleister 
unterstützen bei der Rekrutierung von Fachkräften und Spezialisten. Dies 
zeigt, in welchem Maße sich die Migration zu einem kommerziellen, ge-
winnorientierten Wirtschaftszweig entwickelt hat. Es handelt sich um eine 
Branche, an der Arbeits- und Personalvermittler, Ausbildungsunternehmen, 
Finanziers und etliche Anbieter von Nebendienstleistungen beteiligt sind, die 
zur Organisation globaler Arbeitsmigrationsketten beitragen. Diese Branche 
spielt auch bei der Versicherheitlichung der Migration eine Rolle, etwa durch 
Unternehmen, die Auffanglager für Einwanderer betreiben oder die mit der 
Abschiebung von Arbeitskräften ohne Papiere beauftragt sind.

Die Versicherheitlichung von Migration ist zum großen Geschäft geworden. 
Dieser Aspekt der Migrations-Governance spiegelt die Ausweitung der Kont-
rolle von Migration im Vergleich zum Schutz der Migrantinnen und Migranten 
wider. Dies zeigt sich in der Arbeitsvermittlungsbranche, wo Branchenver-
bände versucht haben, das Ansehen des Sektors durch die Annahme von 
ethischen Standards und Verhaltenskodizes zu verbessern, die jedoch nicht 
garantiert, geschweige denn durchgesetzt werden können (Forde/MacKen-
zie 2010). Dies zeigt sich auch im Hinblick auf die Rolle der Internationalen 
Organisation für Migration (International Organisation for Migration, IOM) 
bei der  Migrations-Governance. Die IOM ist zu einem Instrument geworden, 
durch das viele der migrationspolitischen Ziele der OECD-Mitgliedstaaten 
auf die internationale Agenda gebracht werden können. Die meisten ihrer 
Programme werden von den OECD-Mitgliedstaaten finanziert. Ihre Charta 
enthält jedoch keinen ausdrücklichen Auftrag zum Schutz und zur Förderung 

von Arbeits- und Menschenrechten. Das hat zu Kritik geführt. Bei der Annah-
me von Aufträgen bedeutet dies mitunter, Kompromisse einzuräumen, die 
nur ein Mindestmaß an menschenrechtlichen Verpflichtungen vorsehen, um 
Maßnahmen zuzulassen, die mit der Entschlossenheit eines Staates zusam-
menhängen, strenge Grenzkontrollen durchzuführen, die die Souveränität der 
Nation gewährleisten (Georgi/Schatral 2012). Dies spiegelt sich generell da-
rin wider, dass die IOM zu den herausragenden Befürwortern einer ‚sicheren, 
geordneten und regulären Migration‘ gehört. Sie unterstützt zwar die weitere 
Zunahme der Arbeitsmigration, befürwortet und billigt aber auch politische 
Maßnahmen, mit denen eine strenge Kontrolle der grenzüberschreitenden 
Mobilität zu Lasten der Menschenrechte durchgesetzt wird. Dazu gehört 
die Verweigerung des Rechts, Asyl zu beantragen, oder die in der Genfer 
Flüchtlingskonvention vorgesehenen Schutzmaßnahmen für Flüchtlinge zu 
gewähren. Während die IOM eine wichtige Vermittlerrolle bei der Durchset-
zung dieses Anspruchs in mehreren regionalen Kontexten übernommen hat, 
haben einige Länder im Globalen Norden selbstständig versucht, ihre politi-
sche und wirtschaftliche Macht geltend zu machen, um die Herkunftsländer 
der Migrantinnen und Migranten sowie die Transitländer unter Druck zu set-
zen, mehr Verantwortung bei der Regulierung der Mobilität von Personen zu 
übernehmen. Die Europäische Union hat sich ebenfalls daran beteiligt, diese 
Initiativen voranzubringen. Sie bekundete die Absicht, Entwicklungs- und 
weitere Hilfe zu leisten, sollten beispielsweise die Maghreb-Staaten und die 
Türkei den europäischen Bemühungen zur Eindämmung von Grenzübertrit-
ten zustimmen. Diese Strategie der Versicherheitlichung wird nun auch in 
den USA und Australien praktiziert.

Diese Verschmelzung von Liberalisierung und Versicherheitlichung als Eck-
pfeiler einer modernen internationalen Migrations-Governance ist nicht 
unumstritten. Die Versuche, den Zustrom von Menschen zu kontrollieren 
und gleichzeitig bestimmte Gruppen von Arbeitskräften willkommen zu hei-
ßen, führen tendenziell zu einem ungeregelten Zustrom von Arbeitskräften. 
Der Widerspruch wird noch verstärkt durch die Verheißung, dass Migration 
die Entwicklung im Globalen Süden vorantreibt. Wenn Arbeitsmigration erst 
einmal in Gang gesetzt und zu einem festen, integralen Bestandteil der kultu-
rellen und wirtschaftlichen Praktiken in einem Land geworden ist, gefördert 
durch die Entwicklung persönlicher, staatlich organisierter, kommerzieller 
sowie heimlicher Netzwerke, werden Bemühungen zur Verhinderung von 
Arbeitsströmen häufig durch illegale Migration zunichte gemacht.
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6.  SCHLUSSBEMERKUNGEN

Wir leben in einer Welt, in der die multilaterale Governance ein besseres 
Gleichgewicht zwischen den Dimensionen „Migration“ und „Arbeit“ herstel-
len muss. Sonst droht das System in eine immer stärkere Fragmentierung 
und Erosion der Arbeitnehmerrechte an der Schnittstelle zwischen autori-
tärem nationalem und globalem Lieferkettenkapitalismus zu verfallen. Von 
diesem Ziel sind wir zum jetzigen Zeitpunkt weit entfernt: Die konkurrie-
renden Agenden der verschiedenen Akteure erschweren die Ausarbeitung 
bindender globaler Übereinkommen erheblich. Was den Bereich der inter-
nationalen Organisationen im Zentrum der globale Migrations-Governance 
betrifft: Die IOM wurde so weit an die UN-Familie herangeführt, dass sie 
nun den Anspruch erhebt, die UN-Organisation für Migrationsfragen zu sein. 
Dadurch wird die ILO politisch an den Rand gedrängt und in finanzieller 
Hinsicht zunehmend abhängig von der Weltbank und der EU, neben anderen 
Finanzierungsquellen.

Unerlaubte, irreguläre und temporäre Migration findet nicht nur statt. Sie 
wird bewusst zu einem Instrument entwickelt, um den Bedürfnissen der 
Arbeitsmärkte gerecht zu werden und die Wettbewerbsfähigkeit bestimmter 
Unternehmen durch Senkung ihrer Personalkosten zu verbessern. Um die-
ses System zu rechtfertigen, wird die Angst von Migrantinnen und Migranten 
davor, entdeckt, festgehalten oder abgeschoben zu werden, benutzt um sicher-
zustellen, dass sie sich nicht beschweren, protestieren oder sich engagieren. 
Wenn sie zum Schweigen gebracht werden – nicht aus Mangel an individuel-
ler Handlungskompetenz, sondern durch strategische Entscheidungen – um 
das gesamte Migrationsprojekt, das auf ihrer Arbeitskraft beruht, nicht zu 
gefährden, können sie zu den ausbeutbaren flexiblen Arbeitskräften werden, 
die einen Teil unseres Vermögens als Gesellschaft erwirtschaften. Trotz aller 
menschenrechtlichen Abkommen und Institutionen, die in der Nachkriegs-
zeit geschaffen wurden, wird im Namen der Wettbewerbsfähigkeit und der 
nationalen Souveränität ein neues, modernes System der Sklaverei und Pre-
karisierung geschaffen.

Dennoch gibt es kleine Erfolge wie beispielsweise die Annahme des ILO-Über-
einkommens über menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte (C189) – ein 
stark marginalisierter Sektor, in dem hauptsächlich Migrantinnen aus dem 
Globalen Süden beschäftigt sind. Ein weiterer (potenzieller) Erfolg ist die 
Aufnahme menschenwürdiger Arbeit in die SDGs sowie eine engere Zusam-

menarbeit zwischen Gewerkschaften und Migrantenorganisationen (Piper et 
al. 2017; Rosewarne 2013). Der im Dezember 2018 verabschiedete Globale 
Migrationspakt kann als ein weiterer kleiner Erfolg in einem sich langsam 
entwickelnden Prozess gewertet werden. Die überwältigende Unterstützung 
dieses Paktes unterstreicht das Versprechen der Mitgliedstaaten, bei der 
Förderung einer sicheren und geordneten Migration zusammenzuarbeiten 
und den Migrations-Entwicklungs-Nexus zu unterstützen, um den Nutzen 
der internationalen Migration zu steigern. Das Engagement für den Pakt ist 
jedoch freiwillig, was den Schluss zulässt, dass es sich um wenig mehr als 
Wunschdenken handelt. Tatsächlich könnte das erhoffte Potenzial durch die 
Entscheidung mehrerer wichtiger Staaten, dem Pakt nicht zuzustimmen, zu-
nichte gemacht werde. Zu diesen Staaten gehören wichtige Migrationsziele 
wie die USA, Australien, Österreich, Israel und Polen sowie die osteuropäi-
schen Staaten Bulgarien, Tschechien, Ungarn und Slowakei. Die Debatte 
über die Zuwanderungspolitik mit all ihren fremdenfeindlichen Untertönen 
scheint einige Regierungen davon abgehalten zu haben, sich der überwälti-
genden Mehrheit der Mitgliedstaaten anzuschließen, in dem Irrglauben, die 
Unterzeichnung käme der Opferung ihrer nationalen Souveränität gleich. 
Dies verdeutlicht die Grenzen der globalen Architektur und der Möglich-
keiten, die Menschen- und Arbeitsrechte von Arbeitsmigrantinnen und 

-migranten zu stärken, wenn diese als Bedrohung für die Autorität des Staates 
angesehen werden. Dennoch gibt der Pakt eine neue diskursive Agenda vor. 
Er schafft den politischen und rhetorischen Raum, um als Plattform für eine 
konzertierte, verstärkte globale Lobbyarbeit für Arbeits- und Menschenrech-
te von Migrantinnen und Migranten und das entsprechende Engagement zu 
fungieren.
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Mit dem Bestreben, Flüchtlinge sowie Migrantinnen und Migranten 
von ihren Territorien fern zu halten, entziehen sich die westlichen 
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die Analyse des renommierten indischen Migrationsforschers B.S. 
Chimni in GLOBALE TRENDS. ANALYSEN 03|2018. Und nicht 
nur das: indem sie es den armen und ärmsten Ländern der Welt 
überlassen, mit der steigenden Zahl an Flüchtlingen umzugehen, 
lassen sie es zu, dass neue Krisenherde entstehen.
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Die dringend notwendige Reform des UN-Sicherheitsrates steckt 
seit Jahrzehnten in einer Sackgasse. Ohne umfassende Verände-
rungen wird der Sicherheitsrat zunehmend an Bedeutung verlieren. 
Doch in einer Zeit großer machtpolitischer Veränderungen ist Mul-
tipolarität ohne einen adäquaten Multilateralismus ein gefährlicher 
Trend. Jakkie Cilliers fordert in GLOBALE TRENDS. ANALYSEN 
02|2018 deshalb ein politisches und intellektuelles Umdenken, um 
den Reformstillstand zu überwinden.
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Die westlich geprägte liberale Weltordnung befindet sich in einer 
schweren Krise. Globale Machtverhältnisse verschieben sich. Was 
bedeutet dies für die Zukunft globaler Zusammenarbeit? Wie lässt 
sich der Wunsch nach mehr nationaler Eigenständigkeit in Einklang 
bringen mit Kooperationsnotwendigkeiten in einer globalisierten 
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